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An die
KOMMISSION FÜR DIE UNENTGELTLICHE VERFAHRENSHILFE
beim REGIONALEN VERWALTUNGSGERICHT – AUTONOME SEKTION FÜR DIE PROVINZ BOZEN
Claudia-de’-Medici-Straße Nr. 8

39100 BOZEN

Gesuch um Zulassung zur Prozesskostenhilfe

zu Lasten des Staates
Der/die Unterfertige____________________________________________________________

geb. am _________________________, in _________________________________________

	Steuernummer 
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	


Staatsbürgerschaft_________________ wohnhaft in ____________________PLZ____________

Straße___________________________________ Nr. ______, Tel. _______________________

für sämtliche Mitteilungen im Zusammenhang mit dem Gesuch folgende Kontaktinformationen angeben:

Zustelladresse, wenn sie nicht mit der Wohnsitzadresse übereinstimmt: 
oder:

zertifizierte E-Mail-Adresse: _______________________________________________________

e r s u c h t

um Zulassung zur Prozesskostenhilfe zu Lasten des Staates:
· in eigener Person
oder
· in Eigenschaft als gesetzlicher Vertreter p.t. einer Körperschaft oder eines Vereins ohne Gewinnabsicht und ohne wirtschaftliche Betätigung:
__________________________________________________ (Bezeichnung anführen)
für 
· einen neuen Rekurs gegen ________________________________

oder
· für ein bereits behängendes Verfahren A.R. Nr. ____________________________

GEGENSTAND DES REKURSES: (die genauen Gründe für die Einreichung des Rekurses anführen)

	

	

	

	

	


Nachdem zur Kenntnis genommen wurde, 
· dass die Einkommensgrenze zwecks Zulassung zur Prozesskostenhilfe derzeit 12.838,01 € beträgt und dass bei der Ermittlung des Einkommens das Familiengesamteinkommen berechnet werden muss, wobei nicht nur das besteuerbare Jahreseinkommen zur Berechnung der persönlichen Einkommenssteuer (IRPEF) aufgrund der letzten Steuererklärung, sondern auch die steuerfreien oder die der Quellenbesteuerung bzw. dem Steuerrückbehalt seitens des Steuersubstitutes unterworfenen Einkommen berücksichtigt werden müssen und
· dass die Einkommensgrenze für Körperschaften oder Vereine ohne Gewinnabsichten und ohne wirtschaftliche Betätigung zwecks Zulassung zur Prozesskostenhilfe derzeit 12.838,01€ beträgt und dass bei der Ermittlung des Einkommens neben dem auf der Einkommenserklärung aufscheinenden besteuerbaren Jahreseinkommen (Formblatt „modello reddito ENC“) auch die steuerfreien Einkommen berücksichtigt werden müssen, die aus dieser Erklärung nicht hervorgehen sowie die der Quellenbesteuerung bzw. dem Steuerrückbehalt seitens des Steuersubstitutes unterworfenen Einkommen
e r k l ä r t

er/sie im Sinne des Art. 46 des D.P.R. 445/2000, unter der eigenen Verantwortung nach Art. 76 des genannten D.P.R. und nach Kenntnisnahme der vom D.P.R. 115/2002 vorgesehenen strafrechtlichen Sanktionen,
nachdem es sich um einen Rechtsstreit handelt,
1) der den Antragsteller als physische Person betrifft: 
· als italienische/r Staatsbürger/in oder als Staatsbürger/in eines EU-Landes: über ein besteuerbares Gesamteinkommen aufgrund der letzten Steuererklärung, erhöht gemäß Abs. 3 des Artikels 76 des D.P.R. 115/2002, von _____________ € zu verfügen;
oder 
· als Nicht-EU-Bürger/in: über ein in Italien erwirtschaftetes besteuerbares Gesamteinkommen aufgrund der letzten Steuererklärung, erhöht gemäß Abs. 3 des Artikels 76 des D.P.R. 115/2002, von _____________ € sowie über ein nicht in Italien erwirtschaftetes Einkommen von _____________ € zu verfügen; dem Gesuch muss die Bescheinigung der zuständigen Konsulatsbehörde, welche die Wahrheit der Erklärung über das im Ausland erwirtschaftete Einkommen bescheinigt, beigelegt werden. Im Falle der Unmöglichkeit, die geforderten Unterlagen beizubringen, ist es erforderlich, in Erwartung des Erhalts der konsularischen Bescheinigung, den diesbezüglichen Antrag mit der Kopie der erfolgten Übermittlung zusammen mit der Erklärung zum Ersatz einer Bescheinigung des im Ausland erwirtschafteten Einkommens vorzulegen;
und 
a) da dieser Rechtsstreit höchstpersönliche Rechte oder Rechte zum Gegenstand hat, die mit den Interessen der mit dem Gesuchsteller zusammenlebenden Familienangehörigen in Konflikt stehen,
· dass es sich um ein Verfahren über Persönlichkeitsrechte handelt oder dass die Interessen des Antragstellers mit jenen der zusammenlebenden Familienangehörigen in Konflikt stehen und deshalb nur das Einkommen des Antragstellers zu beachten ist;

oder
b) da dieser Rechtstreit keine höchstpersönlichen Rechte oder Rechte zum Gegenstand hat, die mit den Interessen der mit dem Gesuchsteller zusammenlebenden Familienangehörigen in Konflikt stehen,
· allein zu leben; 
oder
· mit den in der nachstehenden Tabelle angeführten Familienangehörigen zusammenzuleben und dass das jährliche Gesamteinkommen der Familie, einschließlich jenes des Antragstellers, _______________ € beträgt und somit unter 12.838,01 - € liegt;
	MELDEAMTLICHE DATEN DER ZUSAMMENLEBENDEN FAMILIENMITGLIEDER EINSCHLIESSLICH JENER DES ANTRAGSTELLERS 
	Geburtsdatum
	Geburtsort
	Verwandtschafts-

grad
	 Im Jahr 20__ erwirtschaftetes Einkommen

	1
	Vor- und Zuname des/der Antragsteller/in

	
	
	
	€

	
	Steuernummer


	
	
	
	

	2
	Vor- und Zuname
	
	
	
	€

	
	Steuernummer


	
	
	
	

	3
	Vor- und Zuname
	
	
	
	€

	
	Steuernummer


	
	
	
	

	4
	Vor- und Zuname
	
	
	
	€

	
	Steuernummer


	
	
	
	

	5
	Vor- und Zuname
	
	
	
	€

	
	Steuernummer


	
	
	
	

	DAS GESAMTEINKOMMEN DER ZUSAMMENLEBENDEN FAMILIENMITGLIEDER, 

EINSCHLIESSLICH JENES DES ANTRAGSTELLERS, BETRÄGT SOMIT
	€ 


2) nachdem es sich um einen Rechtsstreit handelt, welcher die Körperschaft oder den Verein ohne Gewinnabsicht und ohne Ausübung einer wirtschaftlichen Tätigkeit betrifft,

· in Eigenschaft als gesetzlicher Vertreter p.t.
1) dass die Körperschaft oder der Verein
· ein besteuerbares Gesamteinkommen, erhöht gemäß Abs. 3 des Artikels 76 des D.P.R. 115/2002, von ______________ € erzielt
oder
· kein Einkommen erzielt
2) und dass die Körperschaft oder der Verein
· keine Gewinnabsichten verfolgt und keine wirtschaftliche Tätigkeit ausübt, wie es anhand von geeigneten Unterlagen nachgewiesen wird, welche diesem Gesuch beigelegt sind;

und, in jedem Fall,
· nicht endgültig für die im Art. 76 Abs. 4-bis des D.P.R. Nr. 115/2002 vorgesehenen Straftaten verurteilt worden zu sein. Im gegenteiligen Fall legt er/sie Dokumentation bei, aus welcher die tatsächlichen Einkommensverhältnisse hervorgehen,

· sich zu verpflichten, solange das Verfahren nicht abgeschlossen ist, innerhalb von 30 Tagen nach Fälligkeit der Jahresfrist ab Einreichung des Gesuchs oder der vorangehenden Mitteilung, etwaige Einkommensänderungen, die für die Zulassung zur Prozesskostenhilfe von Bedeutung sind, bekannt zu geben,
· darüber Bescheid zu wissen, dass die Agentur der Einnahmen befugt ist, die für die Zulassung zur Prozesskostenhilfe bzw. zu deren Aufrechterhaltung für Mittellose eingereichten Erklärungen, darunter auch die Eigenerklärungen, auf ihre Wahrheit zu überprüfen und dass Falschangaben oder Unterlassungen eine Haftstrafe von 1 bis 5 Jahren und eine Geldstrafe von 309,87 bis 1.549,37 € bedingen. Die Strafe wird erhöht, wenn die Falschangaben oder Unterlassungen die Zulassung zur Prozesskostenhilfe bzw. deren Aufrechterhaltung zur Folge haben,
· das nachstehende Informationsblatt über den Datenschutz zur Kenntnis genommen zu haben;
Anlagen: 

· Maßnahme die angefochten wird

· Einkommenserklärung

· Bescheinigung der Konsulatsbehörde

· Kopie der Identitätskarte

· Weiteres: _______________________________
         _______________________________
Bozen, am _______________

Unterschrift des Antragstellers __________________________________(*)

Für die Beglaubigung der Unterschrift:

Stempel und Unterschrift des Rechtsanwaltes __________________________________

_____________________________________________________________________________

(*)  Die Unterzeichnung kann:

· in Anwesenheit des Gerichtspersonals angebracht werden,
· bereits angebracht worden sein; in diesem Fall muss eine Kopie eines Personalausweises beigelegt werden,
· von einem Anwalt beglaubigt werden, für den Fall, dass dieser bereits ernannt worden ist.
Information gemäß Art. 13 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 

Rechtsinhaber für die Datenverarbeitung: Rechtsinhaber für die Datenverarbeitung ist das Verwaltungsgericht – Autonome Sektion für die Provinz Bozen, Claudia-dé-Medici-Straße 8, 39100 Bozen, E-Mail: trga.vg.bz@giustizia-amministrativa.it.

Datenschutzbeauftragte (DSB): Die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten (DSB) der Verwaltungsgerichtsbarkeit sind: rpd@ga-cert.it.

Zwecke der Verarbeitung: Die übermittelten Daten werden vom dazu befugten Landepersonal, auch in elektronischer Form, für institutionelle Zwecke in Zusammenhang mit dem Verwaltungsverfahren verarbeitet, zu dessen Abwicklung sie im Sinne der geltenden Gesetzgebung im Bereich der Verwaltungsgerichtsbarkeit angegeben wurden. Die mit der Verarbeitung betraute Person ist die Präsidentin des Verwaltungsgerichts an ihrem Dienstsitz. Die Mitteilung der Daten ist unerlässlich, damit die beantragten Verwaltungsaufgaben erledigt werden können. Wird die Bereitstellung der Daten verweigert, kann der eingegangene Antrag nicht bearbeitet werden.
Mitteilung und Datenempfänger: Die Daten können an andere öffentliche Rechtsträger, insbesondere der Agentur der Einnahmen zur Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen im Rahmen ihrer institutionellen Aufgaben mitgeteilt werden, soweit dies in engem Zusammenhang mit dem eingeleiteten Verwaltungsverfahren erfolgt: Agentur der Einnahmen, Rechnungshof, Gerichtsbehörden. 

Datenübermittlungen: Es werden keine personenbezogenen Daten an Drittländer außerhalb der EU übermittelt. 

Verbreitung: Ist die Verbreitung der Daten unerlässlich, um bestimmte von der geltenden Rechtsordnung vorgesehene Veröffentlichungspflichten zu erfüllen, bleiben die von gesetzlichen Bestimmungen vorgesehenen Garantien zum Schutz der personenbezogenen Daten der betroffenen Person unberührt. 

Dauer: Die Daten werden so lange gespeichert, als sie zur Erfüllung der geltenden rechtlichen Verpflichtungen benötigt werden und auf jedem Fall für die von der Verwaltungsgerichtsbarkeit festgelegte Dauer.

Automatisierte Entscheidungsfindung: Die Verarbeitung der Daten stützt sich nicht auf eine auto-matisierte Entscheidungsfindung. 

Rechte der betroffenen Person: Gemäß den geltenden Bestimmungen erhält die betroffene Person auf Antrag jederzeit Zugang zu den sie betreffenden Daten und es steht ihr das Recht auf Berichtigung oder Vervollständigung unrichtiger bzw. unvollständiger Daten zu; sofern die gesetzlichen Voraussetzungen gegeben sind, kann sie sich der Verarbeitung widersetzen oder die Löschung der Daten oder die Einschränkung der Verarbeitung verlangen. Im letztgenannten Fall dürfen die personenbezogenen Daten, die Gegenstand der Einschränkung der Verarbeitung sind, von ihrer Speicherung abgesehen, nur mit Einwilligung der betroffenen Person, zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen des Verantwortlichen, zum Schutz der Rechte Dritter oder aus Gründen eines wichtigen öffentlichen Interesses verarbeitet werden. 

Rechtsbehelfe: Erhält die betroffene Person auf ihren Antrag nicht innerhalb von 30 Tagen nach Eingang − diese Frist kann um weitere 60 Tage verlängert werden, wenn dies wegen der Komplexität oder wegen der hohen Anzahl von Anträgen erforderlich ist – eine Rückmeldung, kann sie Beschwerde bei der Datenschutzbehörde oder Rekurs bei Gericht einlegen.
